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SCHRIFTLICHE ANFRAGEN

NACHGEHAKT | Abgeordnete fragen, Ministerien antworten

fen 65 Einträge Rechtsextreme,
ein Mörder sitzt seine Freiheits-
strafe in der Slowakei ab und ist
diesem Sinne nicht flüchtig. Eini-
ge entziehen sich aber schon meh-
rere Jahre dem Zugriff der Behör-

den. Bei 26 Einträgen ging es um
islamistisch motivierte Täter. Hier
sind auch einige Personen aufge-
listet, die sich zur Unterstützung
des IS in den Irak oder nach Sy-
rien aufgemacht haben. Auch ein
Totschlag befindet sich unter den
Vorwürfen. Im Bereich „Rocker“
ist ein gesuchter Mörder verzeich-

net. Weniger ins Gewicht fallen
die Bereiche „Ausländerextremis-
mus“ mit sieben Einträgen sowie
wie der Bereich „Linksextremis-
mus“ mit ebenfalls sieben flüchti-
gen Tätern. Die Anzahl der per
Haftbefehl gesuchten „Reichsbür-
ger“ konnte die Staatsregierung
trotz einer Beantwortungszeit von
dreieinhalb Monaten nicht nen-
nen.

55 Prozent aller offenen Haftbe-
fehle betreffen die extreme Rech-
te. „Für mich spricht daraus eine
besondere Verachtung unseres
Rechtssystems“, kommentiert Rit-
ter die Zahlen. Schließlich seien
unter den Gesuchten einige, de-
nen gefährliche Körperverletzung
zur Last gelegt werde. „Und auch
bei den anderen, die teilweise we-
gen geringfügiger Strafen abgängig
sind, besteht Gefahr der Radikali-
sierung.“ > DAVID LOHMANN

des Landesnetzwerks Bürger-
schaftliches Engagement an“,
fragte er.

Nach Angaben des Sozialminis-
teriums wurden 2016 von der Lan-
desarbeitsgemeinschaft der Frei-
willigenagenturen und -zentren/
Koordinierungszentren Bürger-
schaftliches Engagement neun
Fortbildungen, 31 Qualifizie-
rungsmaßnahmen und sieben
Weiterbildungsmöglichkeiten für
ehrenamtliche Deutschlehrer für
Flüchtlinge angeboten. Hinzu
kommen laut Ressort von Sozial-
ministerin Emilia Müller (CSU) 18
Austauschtreffen für ehrenamtli-
che Deutschlehrer, Asylsozialar-
beiter und Politiker, Fachtage zum
Thema Ehrenamt und Asyl bezie-
hungsweise Hochschulweiterbil-
dung sowie alle zwei Jahre der
bayerische Ehrenamtskongress.

Des Weiteren sind dem Ministe-
rium zufolge Zuschüsse für die
Fortbildungen von Ehrenamtli-
chen an Wohlfahrtsverbände, Be-
hindertenverbände und -organisa-
tionen geflossen. Im Kontingent-
jahr 2015/2016 seien darüber hi-
naus über den Bayerischen Ju-
gendring und andere freie Träger
der Jugendarbeit 2029 Maßnah-
men aus dem Kinder- und Jugend-
bereich mit 38 500 Teilnehmern
unterstützt worden.

Rechtsextreme und
Salafisten untergetaucht

In Bayern sind viele Straftäter
auf freiem Fuß, obwohl Haftbe-
fehle gegen sie vorliegen. Das liegt
daran, dass sie im Ausland sind,
trotz bekanntem Aufenthaltsort
nicht festgenommen werden kön-
nen oder schlichtweg unterge-
taucht sind. Wie viele es genau
sind und welchem Milieu sie zu-
zurechnen sind, wollte jetzt Flori-
an Ritter (SPD) wissen.

Laut Innenministerium betref-

Nationalparkgebiet eingestellt.“
Im Nationalpark Berchtesgaden
komme hingegen beim Reh-, Rot-
und Gamswild Einzeljagd, Sam-
melansitz und Drückjagd zum Ein-
satz – immerhin ohne freilaufende
Hunde. Das reicht laut Ministerin
Ulrike Scharf (CSU) zur Bestands-
regulierung aus.

Auf der Fläche des geplanten
Schutzgebietes im Spessart wur-
den in den letzten Jahren laut Um-
weltministerium pro 100 Hektar
„1000 Stücke Schalenwild oder
rund neun Stücke Reh-, Rot- und
Schwarzwild zur Strecke ge-
bracht“. Ziel sei es, Wildtiere und
ihre Lebensräume zu „managen“.
„Weitere Kriterien sind die Be-
kämpfung von Tierseuchen und
der Schutz der umgebenden Kul-
turlandschaft vor zu hohen Wild-
beständen.“ Über die Ansiedlung
von Wölfen werde im geplanten
Nationalpark nicht nachgedacht.

Angebote für
Menschen mit Ehrenamt

Hans Jürgen Fahn (Freie Wäh-
ler) interessierte sich für Fortbil-
dungen für ehrenamtlich tätige
Bürger. „Welche Möglichkeiten
für ehrenamtlich Tätige bietet der
Freistaat neben den Angeboten

gen auf eine Berufs- oder Fach-
schule, 44 aufs Gymnasium und 66
auf die Mittel- oder Realschule.
„Die Zigarettennutzung nimmt
von der Mittelschule (39 Prozent)
über die Realschule (27 Prozent)
zum Gymnasium (18 Prozent) ab“,
schreibt das Ressort von Minister
Ludwig Spaenle. Beim Alkohol
gebe es keine Unterschiede zwi-
schen den Schularten, beim Can-
nabis aber lagen Mittelschüler (15
Prozent) vor Realschülern und
Gymnasiasten (jeweils 9).

Dritter Nationalpark: Muss
Wild abgeschossen werden?

Peter Winter (CSU) macht sich
Gedanken über den geplanten drit-
ten Nationalpark in Bayern – ins-
besondere über die Bejagung und
das Wildtiermanagement. Er woll-
te daher wissen, wie genau die Be-
jagung der jeweiligen jagdbaren
Wildarten in den bereits bestehen-
den Nationalparks stattfindet.
Und: „Reichen diese Bejagungsfor-
men für eine effektive Bestandsre-
gulierung aus?“

Das Umweltministerium
schreibt in seiner Antwort, dass im
Nationalpark Bayerischer Wald
die Wildarten Rot- und Schwarz-
wild „reguliert“, also abgeschossen
werden. Aber: „Die Regulierung
von Rehwild wurde 2007 im Land-
kreis Freyung-Grafenau und 2012
im Landkreis Regen im jeweiligen

(CSU) dennoch kaum. 2016 muss-
ten 35 Hundehalter ihren Hund im
Tierheim abgeben, in 231 Fällen
wurde eine Maulkorbpflicht ausge-
sprochen und in 622 ein Leinen-
zwang auferlegt.

Jugendliche: Weniger
Alkohol, mehr Cannabis

Die Häufigkeit von Drogendelik-
ten an Schulen hat in Deutschland
in den letzten Jahren deutlich zu-
genommen. „Aus Bayern liegen
dazu allerdings keine Zahlen vor“,
schreiben Kathrin Sonnenholz-
ner, Ruth Müller, Kathi Petersen
und Ruth Waldmann (alle SPD) in
ihrer Anfrage. Die Abgeordneten
wollten daher von der Staatsregie-
rung wissen, wie sich die an Schu-
len begangenen Straftaten zum Be-
reich Rauschgiftkriminalität ent-
wickelt haben.

Laut Kultusministerium haben
sich die Delikte an Bildungsein-
richtungen seit 2012 auf zuletzt 464
nahezu verdoppelt. Eine Erhebung
unter bayerischen Schülern habe
ergeben, dass der Tabak- und Al-
koholkonsum innerhalb von vier
Jahren um jeweils acht Prozent ge-
sunken ist. „Der Anteil der Jugend-
lichen, die in den letzten zwölf Mo-
naten Cannabis konsumiert haben,
ist aber um vier Prozentpunkte an-
gestiegen“, heißt es in der Antwort
des Ministeriums. Auch der Kon-
sum verschreibungspflichtiger Me-
dikamente habe zugenommen.

Von den 212 verhafteten Tatver-
dächtigen im Zusammenhang mit
Rauschgift im Jahr 2016 waren 184
männlich und die meisten im Alter
zwischen 14 und 18 Jahren, 24 wa-
ren unter 14 Jahren. 33 davon gin-

Mehr Kampfhunde,
mehr Beißattacken

Immer wieder greifen in
Deutschland Hunde Menschen an
– im Frühjahr wurde eine 72-Jähri-
ge von einem Kampfhund totgebis-
sen. Kampfhunde „sind Hunde, bei
denen aufgrund rassespezifischer
Merkmale, Zucht oder Ausbildung
von einer gesteigerten Aggressivi-
tät und Gefährlichkeit gegenüber
Menschen oder Tieren auszugehen
ist“, heißt es im bayerischen Lan-
desstraf- und Verordnungsgesetz.
Auch im Freistaat wurde im Juli in
Niederbayern eine schwimmende
Achtjährige von einem Vierbeiner
angegriffen. Das Mädchen wurde
zum Glück nur leicht verletzt.Gabi
Schmidt (Freie Wähler) fragte jetzt
bei der Staatsregierung nach, wie
viele Kampfhunde es in Bayern
gibt.

Das Innenministerium antwor-
tet, die Anzahl der Kampfhunde
der Kategorie 1 sei in den letzten
Jahren rückläufig und auf 38 Tiere
im letzten Jahr gesunken. Für die
Hunderassen in dieser Kategorie
ist die Vermutung der Kampfhun-
deeigenschaft unwiderleglich,
weshalb ein „berechtigtes Interes-
se“ an der Haltung nachgewiesen
werden muss. In der Kategorie 2
hingegen, wo die Ungefährlichkeit

durch ein sogenanntes Negativ-
zeugnis nachgewiesen werden
kann, ist die Zahl von 4954 im Jahr
2011 auf 5240 im vergangenen Jahr
gestiegen.

Auch die Zahl der Beißvorfälle
zwischen Hund und Tier ist seit
2011 um 200 auf 600, die Zahl der
Beißvorfälle zwischen Mensch
und Hund im selben Zeitraum um
140 auf 610 Vorfälle gestiegen. In
38 beziehungsweise 39 Fällen da-
von war ein Kampfhund der Kate-
gorie 1 oder 2 an dem Konflikt be-
teiligt. Elf Hunde mussten 2016 we-
gen ihrer Aggressivität eingeschlä-
fert werden. Sanktionen für Hun-
dehalter gab es laut Ressort von In-
nenminister Joachim Herrmann

Kampfhunde, Haftbefehle, Cannabis an Schulen

2016 wurden in
Bayern 610
Menschen von
Hunden ange-
griffen, erfuhr
Gabi Schmidt
(Freie Wähler).
FOTO BSZ

Trotz Haftbefehl nicht in Haft: 65
bayerische Rechtsextreme. DPA

Die Rauschgiftkriminalität an Schulen hat sich seit 2012 auf zuletzt 464 Delikte nahezu verdoppelt. FOTO DPA

Rechtsextreme
tauchen oft un-
ter. Für Florian
Ritter (SPD)
zeigt das die
„Verachtung
unseres Rechts-
systems“. BSZ

Reicht die Beja-
gung in den Na-
tionalparks für
eine effektive
Regulierung
aus?, fragte Pe-
ter Winter
(CSU). BSZ

Die will nur spielen: ein weiblicher
Bullterrier. FOTO DPA

Rotwild und dessen Lebensräume
müssen „gemanagt“ werden. DPA

Laut Bundesinstitut für Berufsbildung er-
hielten Auszubildende 2015 im Schnitt
eine tarifliche Ausbildungsvergütung in
Höhe von 826 Euro pro Monat. Aller-
dings gibt es bei den Ausbildungsberufen
große Unterschiede. So erhält zum Bei-
spiel ein/e Maßschneider/in nur 275
Euro im ersten Lehrjahr und ein/e Bä-
cker/in lediglich 430 Euro. „Wird ein
Ausbildungsgehalt in diesem Vergütungs-
bereich im Rahmen einer Teilzeitausbil-
dung noch anteilig gekürzt, stellt sich die
Frage nach einer Sittenwidrigkeit der
Ausbildungsvergütung“, erklärt Kerstin
Celina (Grüne). Sie wollte wissen, ob
das Staatsregierung das genauso sieht.
Das Arbeitsministerium schreibt, eine
Sittenwidrigkeit in Bezug auf die Höhe
einer Ausbildungsvergütung sei „kaum
vorstellbar“. „Ein Berufsausbildungsver-
hältnis ist im Gegensatz zu einem Be-
schäftigungsverhältnis nicht vorrangig
auf die Erzielung von Arbeitseinkommen
ausgerichtet und daher nicht geeignet,
unmittelbar den Lebensunterhalt wäh-
rend der Ausbildungszeit zu sichern“,
heißt es in der Antwort. Daher unterliege
die Ausbildungsvergütung auch nicht
dem Mindestlohn.
Auszubildende haben lediglich Anspruch
auf eine „angemessene Ausbildungsver-
gütung“. Dahinter verbirgt sich laut dem
Ressort von Arbeitsministerin Emilia
Müller (CSU) allerdings keine konkrete
Summe. Die Vergütung dürfe nur nicht
um mehr als 20 Prozent unter dem ein-

schlägigen Tarifvertrag oder den entspre-
chenden Empfehlungen liegen. „Eine an-
teilige Kürzung der Ausbildungsvergü-
tung entsprechend der verkürzten wö-
chentlichen Ausbildungszeit ist vom Ge-
setzgeber nicht ausgeschlossen.“
Das Ministerium setze sich aber dafür
ein, bei der nächsten Änderung des Be-
rufsbildungsgesetzes eine Regelung zur
vollen Ausbildungsvergütung für Teilzeit-
auszubildende mit aufzunehmen.Trotz
einer Anweisung des Bundesinnenminis-
ters an die Bundesbehörden, bei Teilzeit-
ausbildung die volle Ausbildungsvergü-
tung zu bezahlen, ist eine solche Rege-
lung auf bayerischer Ebene „nicht beab-
sichtigt“. Voraussetzung im Innenminis-
terium ist, dass es eine Mindestausbil-
dungszeit von 25 Stunden pro Woche
und ein „berechtigtes Interesse an einer
Teilzeitausbildung“ gibt, also die Betreu-
ung des eigenen Kindes oder eines pfle-
gebedürftigen Angehörigen.
„Hohes Engagement kann ich nicht er-
kennen“, sagt die Grünen-Abgeordnete
Celina der Staatszeitung. Die Staatsre-
gierung bilde nur eine einzige Teilzeit-
auszubildende aus – und ihr werde auch
noch das Gehalt gekürzt. „Als ob es
nicht mehr junge Mütter und Väter gäbe,
für die eine Teilzeitausbildung der beste
und einzige Weg in eine solide berufliche
Zukunft wäre“, klagt sie. Da wären Bun-
desinnenministerium und die bayerische
Wirtschaft bereits weiter.
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Sittenwidrig? Bei Teilzeit-Azubis wird die Vergütung gekürzt

Eine Maßschneiderin erhält im ersten
Lehrjahr nur 275 Euro pro Monat – in
Teilzeit sind es noch weniger. Sittenwid-
rig ist das nicht.


